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New Public Management
und das Primat der Politik

Die Diskussion über die Entbürokratisierung

der öffentlichen Verwaltungen
erfolgt aui einem Hintergrund, der
mitbetrachtet werden iniiss. wenn man dem

Phänomen «NPM» auf die Spur kommen
will.

Regine Aeppli

Die wirtschaftliche Stagnation, die Vr-

beitslosigkeit und die fehlende Aussicht
auf baldige Erholung haben ein Klima

erzeugt, in dem unser ganzes Wohlergehen
o c1 D

von ökonomischen Faktoren abzuhängen
scheint.

Gleichzeitig ist unübersehbar, dass die

institutionellen Grundlagen und die Stette-

rungsinstrmnente der Politik den I leraus-

forderungen der Zeil in vielen Bereichen
nicht mehr gewachsen sind, sei es weil die

Politik nicht rechtzeitig reagieren kann,
sei es weil der Vollzug von Gesetzen auf der
Strecke bleibt.
Vor diesem Hintergrund taucht ein UFO

namens NPVI auf. Seine I .amhing wird mit
Fanfarenstössen begrüsst: «NPVI signalisiert

für die Staatsdiskussion einen Para-

digmenwechsel von historischer Bedeutung.

Ökonomisches Denken hält Einzug
in die staatepolitische Debatte und attak-
kiert das jahrzehntelange Primat juristischer

Betrachtungsweise. Lud das ist gut
so».1 NPM-Apologet Buschor geht noch
einen Schritt weiter, indem er erklärt, «das

IViit I lahliitzt'l: \I'VI als Mo<lerni».ierungsclmncT. The
sen zur- Enubürokratisierungsdiskussiun. SP-Dokumenta
i M'\l. S. I

Wütschafdichkeitsprinzip hat eine viel

höhere Bedeutung als das Gleiehheitsprin-
zip»; der Staat darf nicht mehr mit «Sprüchen

von Freiheit. Wob Li and und Gerechtigkeit

geführt werden».'2

NPVI: grosse Woric. zurückhaltende Taten.

Die NPM-Promotoren sehen im
Legalitätsprinzip eine Behinderung der modernen

Leistungsverwaltimgunddie l rsache

gegenseitigen Misstrauens und bürokratischer

Reglementierungswut. NPVI könne
den leufelskreis durchbrechen, weil es die

Poliiik zur Definierung des gesellschaftlichen

Bedarfs an politischer Lenkung

zwinge und sie auf die Rolle des Bestellers

der dafürnötigen öffentlichen Steuerungs-
massnahmen \uu\ Dienstleistungen
verpflichte."

Wenn man die NPM-Projekte, die zur Zeit

im Anlaufen sind. Revue passieren lässt.

stellt man lest, dass nebst beeindruckenden

Organigrammen vor allem
betriebswirtschaftliche Kragen im Vordergrund
stehen. Es fällt auf. dass vorab in Ämtern
und Vbteilungen «umgestellt» wird, die

Dienstleistungen erbringen, für welche

entweder ein Markt oder ein homogener
Kundenkreis besteht. In diesen Bereichen

lassen sich die Leistungen nach gängigen

(privat-)wirtschaftlichen Kriterien (Nachfrage.

I msatz. Gewinn) messen. Die VV irk-
sainkcit der Schweizerischen Meteorologi-

1 Buschor. SU; b/1995. S. 2.WKI ädert in» Schwiz.
Zentralblati fur Staats- und Verwalttmgsrechl (=Zbl) 4/
1996. S 195

's. FN 1, Hablützel, S. 3

Rote Revue 1/97



sehen Viisiall. zum Beispiel, soll anhand
der [refferquote der Wettervorhersagen
inn I der Nachfrage nach meteorologischen

Spczialiiilormat innen geprüft wen len."1

Auch die vom Bundesrat getroffene Ämter

und Dienststellen (11). die ab 1998 mit

Leistungsauftrag und Globalbudget
geführt werden sollen, lässi eine gewisse

Skepsis gegenüber der neuen Verwal-

tungsphilosophie vermuten. Das Budget-
Wie die volumen beträgt total 250 Mio. Kranken

entsprechend Promille des Bundeshaus-

Verwendung hartes/' Wozu also die Aufregung?

öffentlicher
Verwaltungsreform bedingt

Gelder und die Parlamentsreform

Wenn das Parlament nur noch darüber zu
beschliessen hal. was der Staat tun soll und
welche Vlittel ihm insgesamt zur Verfügung

sielten, braucht es zwangsläufigD ö Doneue Steuerungsinstrumente: dazu gehört

unter anderem die Einrichtung eines

Berichtwesen, die Schaffung eines unabhängigen

Organs zur Evaluation staatlicher
Massnahmen sowie ein unabhängiger
Rechnungshof. Gleichzeitig muss dafür

gesorgen werden, dass dns Parlament

frühzeitig politische Vnstösse geben

kann.1'

Soll die Verwaltungsreform erfolgreich
sein, müsste auch die Kommunikationskultur

zwischen Legislative und Verwaltung

verbessert werden.

freie Auftrags¬

ausführung

kontrolliert

werden sollen, ist

völlig offen.

I ber die betriebswirtschaftlichen Vorteile
der Steuerungsinstrumente des NPM ist

viel geschrieben worden. Hingegen sind
die Kragen um das Controlling (Zielfestsetzung.

Steuerung. Evaluation und kon-
trolle), und die Kompetenzverteilung
zwischen Legislative und Verwaltung/Exekutive

weder beantwortet noch geregelt. VV ie

die Verwendung öffentlicher Gelder und
die Arbeitsweise der Verwaltung nach

Einführung des Nettoprinzips (Vollkostenrechnung,

die Red.) und der freien

Auftragsausführung kontrolliert werden soll.

ist völlig offen. Was zu tun ist. wenn ein

Globalbudget nicht ausreicht, um den

Leistungsauftrag zu erfüllen, weiss
niemand genau. Ist das Budget zu erhoben?
Ist der Bundesrat zu beauftragen, den

Leistungsauftrag zu rev idieren oder die

«Produktmanager» auszuwechseln? Allerdings
ist (selbst-)kritisch anzumerken, dass die
Kontrolle nach heutigem System auch

nicht immer funktioniert, man denke zum
Beispiel an die Kostenüberschreitung
beim Nationalsirassenbaii.

Politik ist mehr als eine Kosten-
Nutzen-Analyse

NPVI isi erst seit kurzem ein Thema. Dass

aber schon vor lünl .lahren ein Gesetz

erlassen wurde, das von diesem Geist

geprägt ist. und politisch weil schwererwiegt
als die nun vorgesehenen Projekte
(Meteorologische Anstalt etc.). ist bisher nur von
Insidern angesprochen worden. Es handelt
sich dabei tun das ETI [-Gesetz von 1991.

Dieses hält im Zweckartikel die strategische

Zielsetzung lest und garantiert der

Kill und den Forschungsanstalten
Autonomie. Der ETH-Rat erstattet dem
Bundesrat zuhanden des Parlamentes alle vier
Jahre Bericht über seine Tätigkeit. Zielsetzung

inHI Zielerreichung. I linsichtlich der

Finanzen darf vom Bruttoprinzip und den

Regeln der Vollständigkeit und der
Spezifikation abgewichen werden. Für das

Parlament heisst tlas: es setzt eine Gesamtsumme

fest, ohne dass es auf der

Leistungsseite Einfluss nehmen kann. Politische

und ethische Fragen im Zusammenhang

mit forscliiings- um! Icchnologie-

* Tages Wzeiger »um 14 .5 19%
' Provisorische P'assung ii»--. Proloko

gen des Ständerates \»>iu 28.11.1990.
der Bundesversammlung

' Kumpeteuzverieiluug zwischen Bundesversammlung

¦r Verliandliui iiiul l!mul<-i.ii. Bit»» hl der von den Siaatspolilischen Koni-

\iinl lliilli in missionen der »¦idi: Räte eingesetzten Expertenkommission
vom 15.12 1995. S. :i I 70ff.
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projekten sind auf einen informellen Rahmen

verwiesen.

An diesem Beispiel zeigt sich, wie theoretisch

und impraktikabel der Grundsatz
der Trennung von strategischen und
operativen Entscheiden ist. Dass auch
Wissenschaft und Forschung «die Bedürfnisse
des Landes» und «die Achtung vor tler
W ürde des Menschen und die Verantwortung

gegenüber seinen Lebensgrundla-

gen» wahrzunehmen haben (Zielsetzung
im Zweckartikel), versteht sich (schon

aus verfassungsrechtlichen Gründen) von
selbst. Politisch interessant und brisant isl

hingegen die Krage, wie diese Ziele eingehalten

werden und welche Mittel dafür
eingesetzt oder verweigert werden. Damit
ist die Staats- und demokratiepolitische
Dimension von NPM angesprochen.

Management ist nicht politikneutral

Am Beispiel des Kantons Zürich lassen

sich die Kragen in diesem Zusammenhang
noch deutlicher darstellen. In der W'irt-

schaftsmetropole der Schweiz ist tlie

Überzeugung von der Richtigkeit des ökonomischen

Ansatzes so gross, dass die generelle

Umstellung auf NPM bereits beschlossen
ist.

In seiner Weisung zum
Verwaltungsreformrahmengesetz vom 1. Dez. 1996
schreibt der Regierungsrat: «Die wir-
kungsorientierte Verwaltungsführung hat

zum Ziel, für die eingesetzten öffentlichen
(»eider einen möglichst hoben Gegenwert

zu erreichen»/
In einer ersten Serie w ill der Regierunesrat
(u.a.) tlie Schulen (Volks- und Mittelschule,

Universität) in die Autonomie entlassen.8

Grundlage zur Verbesserung des

Kosten-Leistungs-Verhältnisses an den Mit-

Verwalrangsreforairahmengesetz, Antrag »les

Regierungsrates mihi 3.1.1996. S. 17: (Das Gesetz wurde am
1.12.1996 vom Volk angenommen und auf den 1.1.199? in
Krall gesetzt.)

"s. FN7,S.29

telschulen bildete ein Benchmarking9, bei

dem die Stadtzürcher Mittelschule «Rämi-
bühl» Modell stand. Eine Schule am «Zü-

riberg» mit homogener Schülerpopulation
aus dem oberen Mittelstand bzw.
Akademikermilieu. Die antlern Mittelschulen
haben ihren Aufwand nun danach zu richten.

Für die l niversität ist ein Rahmengesetz

vorgesehen, das ihr .Autonomie
gewährt und dem Parlament unter anderem
den Entscheid über den bildungspolitisch
heiss umschrittenen numerus clausus
entzieht."1

Die Legitimität staatlichen Handelns
muss abgesichert werden

NPM wegen all tler geäusserten Fragen
und Zweifel als untauglich zu bezeichnen,

wäre trotzdem falsch und vor allem
verfrüht. Die Skepsis bezweckt grundsätzlich
zweierlei: Das Primat tler Politik ist ins

Zentrum tler Reformdiskussion zu rücken
und den Machtphantasien tler

Verwaltungsmanager ist Einhalt zu gebieten.

Der moderne Staat kann seine .Aufgaben

nur mit Hilfe mehrerer Funktionen -
neben der Rechtssetzimg tmd -anwendung
vor allem staatsleitende Tätigkeiten wie

Regierung, politische Planung sowie die

Ausübung der Finanzgewalt - erfüllen."
In weiten Bereichen tles Leistungsstaates
versagt tlie rechtsstaatliche Steuerung
durch Gesetze. Strukturelle Vollzugsdefizite

sind Hinweise dafür, dass das

politisch-administrative System zunehmend

überfordert ist.!-

11 «I iiier Benchmarking versieht man »len periodischen,
systematischen Vergleich nichtiger quantitativer und qualitativer

Merkmale eines Systems mit »lein Ziel, durch »len Vergleich

von gleichartigen Leistungen oder Verfahren die Kosten-Lei-

stungs-Verhältnisse /u verbessern» (aus: FN 7. S. 1-t)

'»NZZundTages Vnzeigervom25726. I. 1997

"Georg Müller. Funktionen »ler Reehtssetzung im
modernen Rechtsstaat, /.hl 3/1996. S. »<)

12 Ingrid Kissling-Näf und Wilh Zimmermann: \uf<:;i-
ben- und Instrumentenwaudel dargeslelll »im Beispiel der

schweizerischen Forstpoütik. Schweiz. Zeitschrift für politische

Wissenschaft 2/1996, S. 53

Das Primat der

Politik ist ins

Zentrum der

Reformdiskussion

zu rücken und

den

Machtphantasien der

Verwaltungsmanagern

ist

Einhalt zu

gebieten.
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DasGrundanliegen des Kegalitätsprinzips
ist es. die Verwaltung so zu steuern, dass

sie im Interesse der Bürgerinnen und Bürger

handelt. Es isl deshalb zulässig und

notwendig zu fragen, ob es auch noch
antlere. wirksamere Methoden zu seiner

Verwirklichung gibt als den generell-abstrakten

Rechtssatz.13

In tler politischen Wissenschaft wirtl
darüber diskutiert, ob die hierarchische

Steuerung mit Elementen zu ergänzen ist.
bei denen Konsens. Kommunikation und

Akzeptanz im Vordergrund stehen.

Erfahrungen im l mweltrecht zeigen, dass

Absprachen, informelle Zusammenarbeit
und Aushandlmigsprozesse zwischen
öffentlichen und privaten Akteuren eine

Verbesserung der Steuerungsfähigkeit
und eine Steigerung der Innovationsfähigkeit

versprechen. Dies unteranderem auch
deshalb, weil die Behandlung gewisser
fälle ohne das Kundenwissen nicht mehr

möglich ist.14

Solche Methoden sind nicht über jeden
rechtsstaatlichen Zweifel erhaben. Die
Gefahr besteht, dass die Legitimation
staatlichen I landehis zu sehr in der

Kundenbeziehung gesucht und das Wohlergehen

der gesamten Rechtsgemeinschaft zu

wenig berücksichtig wird. Es gibt auch
D DO(noch) kein Mittel, um den Kunden von

tler Lobby zu unterscheiden. Die erhöhte

Freiheit der Verwaltung wird Anlass zur
Verstärkung der Lobby gegenüber ent-
scheidungsbefugten Beamten bilden.
Kmiilenfreiimlliclikeit läuft damit Gefahr,

zur Vorzugsbehandlung der Einflussrei-
chen zu werden. Minderheiten und nicht

1

Philipp Mastronardi: Grundlage der rechdichen

VusgestaltungdesNPM. Vusfühningcn anlässlich des Seminars

»Irr I ISt; vom 20.9.1996 zum rhema M'VI /Rechtsfragen.

S. 7
M

s. I \ ]'l. Kissling/Zimmermann. S. 53/54

artikulationsfähige Drille kommen zu
kurz.1"'

Wer isi überhaupt Kunde der Verwaltung?
Nur der Gesuchsteller otler auch der
potentielle Einsprechen eventuell sogar das

betroffene Gemeinwesen? Fragen, deren

Beantwortung für die erfolgreiche
Weiterentwicklung der neuen Reformansätze

unabdingbar ist.

Fazit:

Der moderne Staat ist aufein relativ dichtes

Regelungsnetz angewiesen, um seine

Aufgaben zu erfüllen. Er muss den

«Normenhunger» tler Gesellschaft stillen, tler
in einer hochkomplexen, technisierten,

vernetzten, sich ständig ändernden, von
I nsicherheiten und Risiken geprägten
Welt normal isl.1" Deregulierung nach
neoliberalem Credo kann zu erheblichen
Instabilitäten regionaler und/oder sozialer

Art führen (vgl. Landwirtschaftspolitik)
miil neue Interventionen notwendig
machen. Dezentralisierung und Selbstregu-

lierung mögen branchenspezifische und

kundenorientierte Losungen bringen. Der

Rechtssicherheit jedoch sind sie abträglich,

denn sie führen leicht zu l nüber-
sichtlichkeit und Widersprüchen.

Wenn das «Korsett des Legalitätsprinzips»
gelockert wird, losl das Bewegung aus.

deren folgen hochpolitisch und schwer

absehbar sind. Wenn wir die Legitimität
staatlichen I landehis absichern wollen, ist

es höchste Zeit, das forum der Reformdiskussion

zu erweitern.

"s.FN 13. Mastronardi,S. \1
"s.FN 11. Müller. S. 99 mit weiteren Literaturhinweisel

Regine \c|i|iliist Anwältin und SP-Natio
tialrätin.
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